
2 THEMEN DES TAGES / POLITIK

Kommentar
Stefan Kegel
zu Ungarns Erpressungsversuch gegen die EU

D ie EU gewinnt zunehmend
Erfahrung im Pokern. Nicht
nur beim Brexit musste sie
sich in die Tiefen von Bluff

und Gegenbluff begeben. Jetzt steht
der nächste Test an: Ungarn droht da-
mit, den kompletten EU-Haushalt für
die kommenden sieben Jahre zu blo-
ckieren, wenn Parlament, Kommissi-
on und Rat der EU an dem vereinbar-
ten neuen Rechtsstaatsmechanismus
festhalten. Macht Ministerpräsident
Viktor Orban ernst, dann können im
schlimmsten Fall ab Januar keine
EU-Hilfen mehr ausgezahlt werden,
weder für Landwirte noch für benach-
teiligte Regionen. Auch der 750 Milli-
arden Euro schwere Corona-Fonds
wäre davon betroffen.

Dabei ist Ungarn eines derjenigen
Länder, die am meisten von dem zu-
sätzlichen EU-Geld abbekommen. Es
wäre Selbstmord aus Angst vor dem
Tod, wenn Orban sein Land von die-

sen Zahlungen abschneiden würde.
Als Konsequenz drohte ein Wirt-
schaftseinbruch in seinem Land, das
schon durch die Folgen der Corona-
Epidemie genug leidet.

Die rationale Erwartung ist daher,
dass Orban schon einknicken wird.
Sie könnte allerdings trügen. Sein
Trump-ähnlicher Politikstil zeigt sich
nicht nur in seiner Verachtung für de-
mokratische Institutionen, sondern
auch in seinen populistischen Ent-
scheidungen. Insofern könnte er mit
seiner halsstarrigen Abwehr des
Rechtsstaatsmechanismus die ganze
EU in die Bredouille bringen. Als Aus-
weg bliebe ihr nur, das Geld vorüber-
gehend umzuschichten und eine Ver-
zögerung in Kauf zu nehmen, bis Un-
garn die finanziellen Folgen seines
Handelns spürt. Klar ist aber: Sie darf
sich bei einem zentralen Wert wie der
Rechtsstaatlichkeit nicht erpressen
lassen.

Die nächste Pokerrunde

Schuscha ist eine Hügelstadt, die an einer strategisch
wichtigen Hauptstraße in der Südkaukasus-Region liegt.
Die Straße verbindet Berg-Karabachs Regionalhauptstadt
Stepanakert mit dem Gebiet Armeniens. Zwischen Schu-
scha und Stepanakert liegen etwa 15 Kilometer.

Die Eroberung Schuschas wäre für Aserbaidschan ein
wichtiger Erfolg über die pro-armenischen Kämpfer. Der
türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan gratulierte der
Regierung in Baku zur angeblichen Eroberung: „Aserbai-
dschans Freude ist unsere Freude.“

Wegen des Konflikts telefonierten Russlands Präsident
Wladimir Putin und Erdogan. Laut Kreml fand auch ein Te-
lefonat zwischen Putin und dem französischen Präsidenten
Emmanuel Macron statt. Russland unterhält gute Bezie-
hungen zu Aserbaidschan wie auch zu Armenien, jedoch
gilt Moskau als militärische Schutzmacht Armeniens. afp
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Leitartikel
Igor Steinle
zur Streitkultur in Deutschland

E in erleichterter Seufzer
ging nach der Wahl Joe Bi-
dens durch Deutschland.
Neben berechtigter Freude
ist jedoch auch Nachdenk-
lichkeit angebracht. Denn

viele Entwicklungen, über die wir
beim Blick über den großen Teich die
Nase rümpfen, haben längst auch un-
sere Gesellschaft erreicht. Die Polari-
sierung und Erosion der Mitte werden
zu einem immer größeren Problem.

Spätestens seit der Flüchtlingskrise
ist zu beobachten, wie vor allem bei
moralisch aufgeladenen Themen Be-
kenntnisse für die eine oder andere
Seite eingefordert werden. Wer diffe-
renzierte Zwischentöne anschlägt,
wird oft verdächtigt, dem Lager der
anderen anzugehören. Wer etwa Kon-
flikte thematisiert, die mit Migration
einhergehen, landet schnell in der
Rassismusschublade. Andersrum wird
man leicht mit dem „Gutmenschen“-
Stempel versehen.

Psychologen beklagen schon lange,
dass die Ambiguitätstoleranz in der
Bevölkerung schwindet: Je unüber-
sichtlicher die Welt wird, desto mehr
sehnen sich viele nach einfachen Ant-
worten. Ungewissheiten, Ambivalen-
zen, Widersprüche werden nur noch
schwer ausgehalten. Ein Trend, der
von den neuen Medien befördert wird
und sich in der Corona-Krise fort-
setzt. Weil Fragen über den richtigen
Umgang mit dem Virus ebenfalls mo-
ralisch überfrachtet sind, ist ein sach-
licher, differenzierter Austausch dar-
über oft kaum möglich. Wer etwa den
Umgang der Bundesregierung mit der
Pandemie infrage stellt, findet sich
schnell in einer Schublade mit „Rela-
tivierern“, „Verharmlosern“ oder „Co-
vidioten“ – das Fragen als solches
wird als Häresie betrachtet, beklagt
der Experte für evidenzbasierte Medi-
zin Jürgen Windeler. Genauso wenig
aber wie Kritiker der Migrationspoli-
tik pauschal Rassisten sind, verharm-

losen Wissenschaftler, die darauf hin-
weisen, dass wir mit dem Virus leben
lernen müssen, die Pandemie.

Die Gefahr der Polarisierung be-
steht darin, dass sie uns als Gesell-
schaft lähmt. Wenn wir über unsere
Probleme nicht offen und konstruktiv
debattieren, werden wir sie nicht lö-
sen. Wenn es nur noch schwarz und
weiß, gut und böse und nichts mehr
dazwischen gibt, kommen wir genau
da hin, wo die USA bereits sind: eine
Gesellschaft, die sich so weit vonein-
ander entfremdet hat, dass ein Ge-
spräch kaum noch möglich ist. Ge-
spalten durch den Fake-News-Müll,
der die sozialen Medien verunreinigt,

können sich Amerikaner oft nicht mal
mehr darauf verständigen, ob ein Pro-
blem überhaupt existiert, geschweige
denn über die richtigen Lösungen.
Dass wir uns in dieselbe Richtung be-
wegen, zeigt der Blick nach Leipzig.

Wie lernen wir wieder miteinander
zu sprechen? „Ein Gespräch setzt vor-
aus, dass der andere Recht haben
könnte“, sagte der Philosoph Hans-
Georg Gadamer. Vielerorts fehlt es an
solchen echten Gesprächen. Die tägli-
chen TV-Talkshows etwa, in denen für
die Quote der Konflikt inszeniert
wird, sind da ein schlechtes Vorbild.
Streit ist in der Demokratie zwar un-
erlässlich. Aber auch der macht nur
Sinn, wenn man sich selbst nicht für
unfehlbar hält. Und da muss sich
nicht nur die Politik, sondern jeder
Einzelne an die Nase fassen.

leitartikel@swp.de

Der Trump in uns

Leipzig. Zehntausende Demons-
tranten in der Leipziger Innen-
stadt, ohne Masken, ohne Ab-
stand – und die Polizei ließ sie ge-
währen. Polizisten und Journalis-
ten wurden angegriffen und zum
Teil verletzt. Nach den Ereignis-
sen von Berlin im August hat die
„Querdenken“-Demonstration
vom Wochenende nun die Dis-
kussion über den Umgangmit Co-
rona-Leugnern neu entfacht. Hät-
te man die Eskalation verhindern
können? Ein Überblick über die
juristische Diskussion und die po-
litischen Schlüsse daraus.

WarumhatdasOberverwaltungsge-
richt die Demonstration erlaubt?
Die Stadt Leipzig wollte die
Kundgebung wegen des Infekti-

onsschutzes auf einen großen
Messe-Parkplatz am Stadtrand
verlegen, das Verwaltungsgericht
Leipzig hatte dies bestätigt. Am
Samstagmorgen griff dann das
Sächsische Oberverwaltungsge-
richt (OVG) ein und erlaubte die
Demonstration in der Innenstadt,
mit einer Beschränkung auf
16 000 Teilnehmer und unter Ein-
haltung der Corona-Verordnung.
Die Urteilsbegründung soll laut
einem Sprecher in den nächsten
Tagen veröffentlicht werden.

Sina Fontana von der Univer-
sität Göttingen kann das Urteil
nachvollziehen, auch wenn es
ohne Begründung schwierig zu
bewerten sei. Die Vorsitzende der
Kommission für Verfassungsrecht
beim Deutschen Juristinnenbund

sagt, das OVG habe die versamm-
lungsfreundliche Annahme ge-
troffen, dass sich die Demons-
tranten an die Verordnung halten
würden. „Zur Versammlungsfrei-
heit gehört auch, über den Ort
entscheiden zu dürfen“, sagt Fon-
tana. „Eine Verlegung ist daher
ein relativ schwerer Eingriff.“

Wie erklärt die Polizei ihre Strate-
gie? Sie fühlt sich im Stich gelas-
sen. „Dass das Oberverwaltungs-
gericht diese Demo so genehmigt
hat, ist für mich völlig unver-
ständlich“, sagte der sächsische
Landesvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP), Hagen
Husgen: „Wenn wir deeskalieren,
heißt es, die Polizei habe zu lax
reagiert. Wenn wir härter durch-
greifen, ist sofort von Polizeige-
walt die Rede.“

Wie reagiert die Politik? Mit viel
Kritik am Gericht. Sachsens In-
nenminister Roland Wöller
(CDU), den die Koalitionspartner
SPD und Grüne zum Rücktritt
aufforderten, nannte es „unver-
ständlich“, dass die Demo in der
Innenstadt genehmigt wurde.
Auch der Vorsitzende der Innen-
ministerkonferenz, Georg Maier
(SPD), kritisierte das OVG: „Das
wäre nicht nötig gewesen.“ Er for-
derte ein konsequenteres Vorge-
hen der Polizei gegen Regelver-
stöße: „Wir müssen uns für die
Zukunft darauf vorbereiten, bei
derartigen Versammlungslagen
viel konsequenter, viel härter und
frühzeitiger einzugreifen.“

Dominik Guggemos

Kritik amGericht nach
Leipziger Demo-Eklat
Versammlungsrecht Ist die Polizei der Ländermit der Bändigung von
Corona-Leugnern überfordert? Die Beamten fühlen sich von der
Justiz im Stich gelassen.

Brüssel/Berlin.Deutschland muss
vom kommendem Jahr an dauer-
haft deutlich mehr für die Euro-
päische Union bezahlen als bis-
her – die jährlichen Milliarden-
überweisungen des größten Bei-
tragszahlers an den gemeinsamen
EU-Haushalt steigen um immer-
hin ein Drittel. Der deutsche na-
tionale EU-Beitrag wird von 25,2
Milliarden Euro in diesem Jahr
auf 33,4 Milliarden Euro 2021 stei-
gen, das ist ein Plus von 8,2 Mil-
liarden oder 32,5 Prozent. Rech-
net man die zusätzlichen Über-
weisungen nach Brüssel hinzu –
im EU-Auftrag erhobene Zölle,
Zuckerabgabe, Mehrwertsteuer –
dann erhöht sich der Transfer von
aktuell insgesamt 32,3 auf 42,8
Milliarden Euro, also ebenfalls
ein Drittel mehr.

Das geht aus Berechnungen
des Bundesfinanzministeriums
hervor, die unserer Redaktion
vorliegen. Bislang gab es nur sehr
grobe Schätzungen zu den künf-
tigen Transfers, jetzt liegen erst-
mals belastbare Daten vor. In den
beiden Folgejahren würden die

Zahlungen demzufolge zwar um
eine Milliarde Euro sinken, 2024
aber auf ein neues Hoch von 33,7
Milliarden Euro ansteigen.
Deutschland als größtes EU-Land
bleibt damit nicht nur mit Ab-
stand der größte Beitragszahler
unter den 27 EU-Mitgliedern –
sein Finanzierungsanteil am
EU-Budget steigt sogar noch von
bislang 21 auf 24 Prozent.

Ungarn drohtmit Veto
Grund ist der EU-Austritt des
großen Nettozahlers Großbritan-
nien, der sich erst im Haushalt
2021 erstmals auswirkt. Ein Teil
der Zahlungen fließt über die
EU-Fördertöpfe wieder zurück
nach Deutschland, die Höhe ist
noch nicht klar – zuletzt betrugen
die Rückflüsse etwas weniger als
die Hälfte.

Grundlage für die Berechnung
ist das neue Sieben-Jahres-Bud-
get der EU, das bis 2027 etwa 1,061
Billionen Euro umfassen wird.
Die Verhandlungen zwischen EU-
Parlament und dem Rat der Mit-
gliedstaaten über Details dieses

„Mehrjährigen Finanzrahmens“
gingen amMontag in die Schluss-
runde, eine Einigung stand Teil-
nehmern zufolge unmittelbar be-
vor.

Die endgültige Verabschie-
dung des Sieben-Jahres-Budgets,
für Ende November geplant, ist
aber noch nicht ganz sicher. Un-
garns Premier Viktor Orban droht
jetzt mit einem Veto. Er will ver-
hindern, dass die Auszahlung von
EU-Geldern künftig bei Verstö-
ßen eines Mitgliedslands gegen
rechtsstaatliche Grundsätze ge-
stoppt werden kann. Dieser
„Rechtsstaatsmechanismus“, auf
den sich Parlament und Rat geei-
nigt haben, würde wohl als ers-
tes gegen die umstrittenen Ein-
griffe in Justiz undMedien in Un-
garn und Polen eingesetzt. Beide
Regierungen lehnen das Instru-
ment ab. Orban drohte in einem
Schreiben an die EU-Spitzen und
die deutsche Ratspräsidentschaft
mit einem Veto gegen den Haus-
halt und den Corona-Hilfsfonds.

Christian Kerl
Kommentar

Ein Drittelmehr für Europa
EU Großbritannien zahlt nicht mehr ein: Deutschlands Ausgaben
steigen daher um acht Milliarden Euro pro Jahr.

Ein gepanzer-
tes Polizeifahr-
zeug bei Aus-
schreitungen in
Leipzig.
Foto: Sebastian

Willnow/dpa

Risikogruppen-Vorrang. Karikatur: Harm Bengen

Moralisch
überladene Debatten

machen sachlichen
Austausch kaum
nochmöglich.

Berg-Karabach
Wichtige Stadt
gefallen
Eriwan. Die umkämpfte Südkau-
kasusregion Berg-Karabach hat
den Verlust der strategisch wich-
tigen Stadt Schuscha eingeräumt.
Die Stadt sei nicht mehr unter
Kontrolle von Berg-Karabach,
teilte der Sprecher des Anführers
der Region, Wagram Pogossjan,
amMontag mit. Bereits am Sonn-
tag hatte Aserbaidschans Präsi-
dent Ilham Aliyev die Eroberung
der Stadt verkündet. Armenien
und Berg-Karabach hatten das zu-
nächst zurückgewiesen. dpa
Stichwort

Corona-Umfrage
Pandemie
bestimmtAlltag
Berlin.Die Corona-Pandemie und
ihre Folgen bestimmen den All-
tag derMenschen in Deutschland.
In einer amMontag veröffentlich-
ten Studie im Auftrag des Bun-
desgesundheitsministeriums ga-
ben 86 Prozent der Befragten im
Oktober an, sich damit häufig
oder fast immer zu beschäftigen.
84 Prozent meinten, die beschlos-
senen Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Pandemie seien richtig.
34 Prozent sagten, sie hielten die
Maßnahmen für nicht weitge-
hend genug. afp
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